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Redewettbewerb „Sag’s Multi“ 
fördert Mehrsprachigkeit
Von Portugiesisch bis Mandarin: Sag’s Multi fördert seit 15 Jahren Sprachenvielfalt 
und junge Redetalente.

So beschreibt die 16-jährige Zumin 
Jost in ihrer ausgezeichneten Rede 
im Rahmen des Wettbewerbs die 
Beziehungen zwischen Europa 

und China: “Wenn morgen in China ein 
Sack Reis umfällt, dann rollen uns hier die 
Reiskörner vor die Füße und wir rutschen 
auf ihnen aus.“ Bei dem Redewettbewerb 
wird über gesellschaftlich und politisch 
wichtige Themen referiert – auf Deutsch in 
Abwechslung mit einer weiteren Sprache.

Mehrsprachigkeit hat persönliche, gesell
schaftliche und volkswirtschaftliche  Vor
teile. Kinder, die mehrsprachig aufwachsen 
und ihre Erstsprache aktiv nutzen können, 
integrieren sich leichter in verschiedenen 

sozialen Umgebungen. Für die exportorien-
tierte österreichische Wirtschaft ist Spra
chenvielfalt eine wertvolle Ressource.

Potenziale richtig ausschöpfen
Es gibt auch Herausforderungen. Kinder, 
die ihre Erstsprache nicht vollständig ent-
wickeln können, haben oft Schwierigkeiten, 
sich klar auszudrücken. Hinzu kommt die 
zusätzliche Belastung, wenn aufgrund der 
Erstsprache Diskriminierung erlebt wird.
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Faires Rekrutieren – 
eine Selbstverständlichkeit?
Innovative Rekrutierungskonzepte und nachhaltige Vermittlungen für mehr internationale Fachkräfte.

Rekrutieren, „ethisch“ oder fair, 
kann für österreichische Unter-
nehmen zum entscheidenden 
Vorteil im globalen Wettbewerb 

um Fachkräfte werden. So berichten se-
riöse Vermittlungsunternehmen, z. B. in 
Ländern Südamerikas, von verantwort-
lichen Regierungsstellen gefragt zu wer-
den, ob sie Menschenhandel betreiben 
und ausbeuterische Arbeitsverhältnisse 
unterstützen würden. Österreich hat die 
Rekrutierung in Drittstaaten vergleichs-
weise spät in Angriff genommen, scheint 
nun aber klug an das Thema heranzuge-

hen. Laut verantwortlichen Stellen wird 
das Fachkräfteabkommen mit den Philip-
pinen vom Herbst 2023 als Blaupause für 
zukünftige bilaterale Vereinbarungen an-
gesehen – u. a., weil ethischen Standards 
darin ein hoher Stellenwert eingeräumt 
werden.

Ausbildung vor der Einreise 
Österreichs Industrie kann mit ihrer globa-
len Ausrichtung und ihren hohen Standards 
einen großen Beitrag zum Aufbau von Re-
krutierungsnetzwerken außerhalb Euro-
pas leisten. Die Industriellenvereinigung 

initiierte im vergangenen Jahr z. B. gemein-
sam mit der WKO und der International 
Organisation for Migration (IOM) das Pro-
jekt, die Machbarkeit von Skills Mobilitäts-
partnerschaften (SMPs) auszuloten. SMPs 
sind ein innovatives Rekrutierungskonzept 
mit expliziten Vorteilen für Herkunfts- und 
Zielland. Ausbildung, zum Teil schon vor 
der Einreise, spielt dabei eine zentrale Rol-
le. Nicht nur hat das Projekt in Österreich 
entsprechende Kooperationsvorhaben 
angeregt, sondern auch ein hochwertiges 
Netzwerk österreichischer Stakeholder im 
sonst so zerklüfteten Migrationsbereich 

und unter Einbindung von Industrie und 
Wirtschaft entstehen lassen.

Faire Vermittlungen
Dieses zu festigen und auszubauen ist Ziel 
einer Reihe von Veranstaltungen, zuletzt 
Mitte Juni zu „Chancen der fairen und 
nachhaltigen Vermittlung von internatio-
nalen Fachkräften“ im Haus der Industrie. 
Konsequent weiterverfolgt können Initia-
tiven wie diese dazu beitragen, die für die 
Sicherung des österreichischen Standorts 
und Auslandsniederlassungen dringend 
benötigten Arbeitskräfte zu gewinnen.

Erwachsenenbildung als Schlüssel 
zum Erfolg
Die Industriellenvereinigung hat im Rahmen ihres Bildungsprogramms „Beste Bildung“ erstmals ein Konzept 
zur Erwachsenenbildung vorgelegt.

Die Arbeitswelt befindet sich im 
ständigen Wandel, angetrieben 
durch technologische Fort-
schritte und gesellschaftliche 

Veränderungen. In diesem Kontext gewinnt 
die betriebliche Erwachsenenbildung zu-
nehmend an Bedeutung. Die Industrie leis-
tet in diesem Zusammenhang bereits – trotz 
sehr herausfordernder Rahmenbedingun-
gen – sehr viel und investiert jährlich über 
eine Milliarde Euro in die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Die Industriellenvereinigung hat daher 
im Rahmen ihres Bildungsprogramms 

„Beste Bildung“ erstmals ein Konzept 
zur Erwachsenenbildung vorgelegt. Die 
kürzlich veröffentlichte Umfrage der 
Plattform Erwachsenenbildung, die am 
Tag der Weiterbildung präsentiert wurde, 
bietet Anlass, diese Forderungen mit kon-
kreten Zahlen zu untermauern.

Die Umfrage zeigt, dass 68 Prozent der 
Unternehmen einen steigenden Bedarf 
an beruflicher Weiterbildung sehen. 
Besonders die Digitalisierung und die 
Energiewende erfordern kontinuierli-
che Anpassung und Weiterentwicklung 
der Fähigkeiten. Dies unterstreicht die 

Forderung der IV, dass Weiterbildung 
nicht nur reaktiv auf Arbeitslosigkeit 
erfolgen soll, sondern kontinuierlich 
während der Erwerbstätigkeit verankert 
werden muss.

Förderdschungel
Die Umfrage ergab außerdem, dass 42 Pro-
zent der Unternehmen Schwierigkeiten 
haben, sich im komplexen Finanzierungs-
dschungel zurechtzufinden. Es gibt etwa 
350 verschiedene Förderungen im Bereich 
der Aus- und Weiterbildung in Österreich. 
Diese Vielfalt führt zu Intransparenz und 
Ineffizienz. Die Industriellenvereinigung 

fordert daher klare und transparente Rah-
menbedingungen, um die Bildungsförde-
rungen zu vereinfachen und zugänglicher 
zu machen. Eine zentrale Maßnahme in 
diesem Kontext ist die Einführung eines 
Bildungskontos, wie von der Europäi-
schen Kommission empfohlen. 

Es ist Zeit, die Ergebnisse dieser Umfra-
ge ernst zu nehmen und die Industrie in 
ihren Bemühungen zur Förderung der Er-
wachsenenbildung zu unterstützen, um 
den zukünftigen Erfolg und die Anpas-
sungsfähigkeit unserer Arbeitskräfte und 
des Wirtschaftsstandortes abzusichern.

IV-Bereichsleiterin Gudrun Feucht überreichte 
die Preise.

NOTWENDIGE MASSNAH-
MEN, UM DAS POTENZIAL 
DER MEHRSPRACHIGKEIT 
AUSZUSCHÖPFEN SIND 
AUS SICHT DER IV:

•	 Größerer Wertschätzung für 
Mehrsprachigkeit. Kinder, deren 
Erstsprache in der Schule geför-
dert wird, entwickeln ein höheres 
Selbstwertgefühl und eine stärkere 
Lernmotivation.

•	 Mehr Fort- und Weiterbildung in 
sprachlicher Bildung, Mehrspra-
chigkeit und Kulturreflexion: 
Kompetenzen in Mehrsprachigkeit 
und kulturreflexiver Pädagogik 
werden zunehmend zu Kernan
forderungen an das moderne 
Lehrpersonal. 

•	 Eine Kampagne zur Anwerbung 
von mehrsprachigen Pädagoginnen 
und Pädagogen mit Migrationser-
fahrung, um in der Schule gelebte 
Mehrsprachigkeit zu fördern.

WEBTIPP
Weiterführende Informationen: 
sagsmulti.orf.at
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Aus der Rezession ins Null-
wachstum: Die wirtschaftli-
chen Aussichten, die Wifo und 
IHS für Österreich erwarten, 

sind auch heuer nicht die besten. Nach 
dem Krisenmanagement sind nun (nicht 
nur in Österreich) Strukturreformen 
(über-)fällig, um die hohen Schulden-
berge wieder abzubauen. Gleichzeitig 
müssen wir alles tun, um alle Wachstums-
chancen ergreifen zu können, wenn die 
Konjunkturlokomotive ihr Tempo wieder 
erhöht. Derzeit sieht es dafür nicht berau-
schend aus. Im Ranking der wettbewerbs-
fähigsten Länder ist Österreich erneut ab-
gerutscht und befindet sich nunmehr auf 
Platz 26 von 67 Ländern, die vom Schwei-
zer IMD untersucht wurden. 2007 lagen 
wir noch auf einem guten Platz elf.

Besonders auffällig schlecht schneidet Ös-
terreich im IMD-Ranking im Punkt Steu-
ern ab – Platz 64 von 67. Österreich ist 

ein Hochsteuerland mit einer überdurch-
schnittlichen Steuer- und Abgabenquote 
von 43,1 Prozent der Wirtschaftsleistung 
(Statistik Austria). Die Abschaffung der 
Kalten Progression war ein Meilenstein, 
viele Strukturreformen harren allerdings 
noch immer der Umsetzung. Gleichzeitig 
setzen Unternehmen die erheblich ge-
stiegenen Kosten für Energie und Arbeit 
sowie drastisch zunehmende bürokrati-
sche Belastungen zu. Was es jetzt braucht, 
sind Maßnahmen, die den Faktor Arbeit 
entlasten und den Wirtschaftsstandort 
stärken. Es gilt vor allem, die Arbeitszu-
satzkosten deutlich zu senken, damit der 
Druck auf Arbeitsplätze in der Industrie 
gemildert wird. Nur damit es nochmals 
gesagt wird: Wer in diesem Umfeld neue 
Steuern einführen will, versündigt sich an 
der Zukunft dieses Landes. Und mit den 
durch die Gewerkschaften völlig über-
zogenen Lohnforderungen und durchge-
setzten -steigerungen muss Schluss sein. 

Wir haben uns bei den Lohnstückkosten-
entwicklungen völlig der Wettbewerbsfä-
higkeit beraubt.

Der Anspruch der Exportnation Öster-
reich muss es sein, am Weltmarkt mit 
unseren innovativen und hochqualita-
tiven Produkten in der Topliga mitzu-
spielen – um dies weiter tun zu können, 
muss aber das Preis-Leistungs-Verhältnis 
des Standorts stimmen. In diesem Sinne 
ist die aktuelle und nächste Bundesregie-
rung übrigens gut beraten, sich der Pro
blematik des auslaufenden Transitvertrags 
für russisches Gas durch die Ukraine mit 
Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu wid-
men. Daran, dass die Preise kräftig steigen 
werden, wenn unsere bisherige Haupt-
quelle für Gaslieferungen von einem Tag 
auf den anderen nicht mehr verfügbar ist, 
kann wohl niemand ernsthaft zweifeln. 
Sich jetzt zurückzulehnen, weil es sich 
„schon irgendwie ausgehen wird“ mit der 

Gasversorgung, ist ein völlig falscher An-
satz, der Österreich sehenden Auges in die 
nächste Energiekrise stürzen könnte.

Österreich wird mehr Gas und das zu 
wettbewerbsfähigen Preisen brauchen, 
wenn das Wirtschaftswachstum nächstes 
Jahr zurückkehrt. Verantwortungsvoller 
Politik ist klar, dass unser Wohlstand und 
unsere sozialen Leistungen direkte Folge 
unserer Wettbewerbsfähigkeit sind. Wir 
müssen unseren Unternehmen den Rah-
men geben, dass sie aus Österreich heraus 
auf den Weltmärkten weiter erfolgreich 
sein können.

Ihr

Christoph Neumayer,
IV-Generalsekretär

Wir müssen am Weltmarkt 
wieder in der Topliga 
mitspielen können!
Österreich steht als Standort unter Druck, die Aussichten sind trübe. 
Da braucht es in der nächsten Legislaturperiode – neben der Reduktion 
des Kosten- und Bürokratiedrucks – strukturelle Reformen, um Wachs
tumschancen nutzen zu können, wenn die Konjunktur wieder anzieht.

Grafik des Monats Zahl des Monats

Mrd.
Euro4,15

Das ist jene Summe, die im Jahr 2024 für 
die seit 2008 beschlossenen „Wahlzuckerl“ 
anfällt. Diese entspricht in etwa den aktu-
ellen Ausgaben für Klima, Umwelt und 
Energie bzw. jenen für das österreichische 
Bundesheer.

Besonders spendabel zeigten sich die 
Parlamentsparteien dabei, wenn es ein 
sogenanntes „freies Spiel der Kräfte“ gab. 
In den Jahren 2008, 2017 und 2019 wur-
den signifikant mehr budgetwirksame 
Beschlüsse vor den betreffenden Wahl-
terminen gefasst als im Wahljahr 2013, in 
dem die Regierungskoalition zum letzten 
Mal bis zum Schluss hielt. Die bei Weitem 
häufigsten Sonderausgaben wurden im 
Bereich der Pensionen beschlossen.

Knapp 200.000 offene Stellen verzeichnete 
Österreich im ersten Quartal 2024. Das sind 
fast dreimal so viele wie noch vor zehn Jah-
ren. Der heimische Arbeitskräftemangel ist 
gekommen, um zu bleiben. Die zunehmen-
de Alterung der Gesellschaft und sinkende 
Erwerbsbevölkerung wird auch in Zukunft 
Druck auf den Arbeitsmarkt ausüben. Bis 
2050 werden in Österreich eine Million Men-
schen mehr über 65 Jahre alt sein als noch 
im Jahr 2021, wie aus Zahlen der Statistik 
Austria hervorgeht. Im gleichen Zeitraum 
sinkt die Zahl erwerbsfähiger Personen (20 
bis 65  Jahre) um rund 200.000. Lösungen 
für diese Problematik wären einerseits eine 
Mobilisierung bestehender Arbeitskräfte-
potenziale im Bereich älterer Arbeitnehmer, 
Teilzeitbeschäftigter und Frauen sowie die 
Forcierung qualifizierter Zuwanderung. Ein 
interessanter Nebenaspekt: Nur knapp die 
Hälfte aller offenen Stellen in Unternehmen 
werden aktuell dem AMS gemeldet.
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Arbeitskräftemangel: Gekommen, um zu bleiben
O�ene Stellen in Österreich, in Tausend

Quelle: Statistik Austria
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Georg Feith

Georg Feith ist neuer Vorsit-
zender des IV-Ausschusses für 
Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik. Feith ist seit mehr als 
30 Jahren in der Industriegruppe 
CAG Holding tätig, seit 2017 
auch in der Geschäftsführung 
der Gruppe. Im Ausschuss geht 
es um Herausforderungen für 
Wirtschaft und Gesellschaft und 
den Beitrag der Industrie zu 
ihrer Bewältigung. „Es ist mir 
ein Anliegen, dringend notwen-
dige Konzepte zu entwickeln, 
wie Österreich aus einer Ver-
sorgungsmentalität wieder zu 
Eigenverantwortung und Leis-
tungsbereitschaft zurückfinden 
kann  – von sozialstaatlichen 
Einrichtungen bis hin zum Pen-
sionssystem“, so Feith.

Angelika Sommer-
Hemetsberger
Angelika Sommer-Hemetsberger, 
Vorstandsmitglied der Österrei-
chischen Kontrollbank (OeKB) 
folgt nach 14 Jahren Robert Ot-
tel als Aktienforum-Präsident 
nach. Weiters wurde der Vorstand 
mit Gerald Mayer, Vorstand der 
voestalpine AG, Claudia Tram-
pitsch, Vorstand AMAG Austria 
Metall AG und Gerald Weber, 
Vorstand der Wiener Städtischen 
Versicherung, nachbesetzt. Einen 
Fokus ihrer Präsidentschaft wird 
Sommer-Hemetsberger unter 
anderem auf die Themen Vorsor-
ge und Finanzbildung legen. Das 
Aktienforum ist die Interessen-
vertretung der heimischen bör-
sennotierten Unternehmen und 
setzt sich für einen starken öster-
reichischen Kapitalmarkt ein.

Gerald Mayer

Gerald Mayer ist neuer Vor-
sitzender des IV-Ausschusses 
für Steuerpolitik und Kapital-
marktfragen. Mayer ist seit April 
CFO der voestalpine AG. Davor 
war er CFO der AMAG, deren 
Vorstandsvorsitz (CEO) er von 
2019 bis 2023 bekleidete. Der 
Ausschuss legt als beratendes 
Gremium des Präsidiums die 
grundlegende Linie der IV in 
steuer- und kapitalmarktpoli-
tischen Fragen fest. Mitglieder 
des Ausschusses sind CFOs und 
Leiter der Finanz- oder Steuer
abteilungen der Mitgliedsunter-
nehmen. Zu den Ausschusssit-
zungen, die regulär fünfmal im 
Jahr tagen, werden hochkarätige 
Gäste aus Politik, Verwaltung 
und Wissenschaft eingeladen.

Peter Unterkofler

Peter Unterkofler ist seit Juni 
2024 neuer Vorsitzender des IV-
Ausschusses für Rechtspolitik. 
Unterkofler ist Geschäftsführer 
von Jacoby GM Pharma und seit 
2016 Präsident der IV Salzburg. 
Der Ausschuss beschäftigt sich 
mit diversen rechtlichen und 
rechtspolitischen Themen. Als 
ausgebildeter Jurist leitet Unter-
kofler nun den Ausschuss, der 
eine Diskussions- und Meinungs-
bildungsplattform für Juristen 
(Rechtsabteilungen, Geschäfts-
leitungen) aus Mitgliedsunter-
nehmen darstellt. Zu den Sit-
zungen werden regelmäßig 
interessante Gesprächspartner 
aus Politik, Verwaltung und Wis-
senschaft eingeladen, um aktuelle 
Rechtsthemen zu diskutieren.

Martin Hagleitner

Martin Hagleitner ist neuer Vor-
sitzender des IV-Ausschusses für 
Ressourcen, Energie und Ökolo-
gie. Hagleitner ist seit 2010 CEO 
der Austria Email AG und ver-
antwortet seit 2018 zusätzlich die 
Konzernleitung der französischen 
Groupe Atlantic für den DACH-
Raum. „Die Zukunft des Indus
triestandortes und damit auch des 
Wohlstandes in unserem Land 
hängt entscheidend davon ab, ob 
Energie und Rohstoffe zu kon-
kurrenzfähigen Preisen zur Verfü-
gung stehen. Kaum woanders auf 
der Welt werden energieintensive 
Güter klimafreundlicher und um-
weltschonender hergestellt als in 
Österreich, und unsere Green-
Tech-Produkte tragen global zur 
Ökologisierung bei.“

Digital Skills am Standort forcieren
Auf der Veranstaltung „IT-Industrie: Skills & Cooperation“ wurde diskutiert, wie mehr hoch qualifizierte IT-Experts 
ausgebildet werden und Frauen und Kinder stärker für MINT begeistert werden können.

Bei der Veranstaltung zu „Skills & 
Cooperation“ im Haus der In-
dustrie lag der Fokus vor rund 
80 Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern auf der Sicherung des Tech-
Nachwuchses für den Industriestandort 
sowie den Potenzialen von Kooperatio-
nen zwischen dem IT-Bereich und Unter-
nehmen aus dem produzierenden Sektor.

IV-Präsident Georg Knill betonte in seiner 
Eröffnung die Bedeutung der IT-Branche 
für den Wirtschaftsstandort und unter-
strich, dass die digitale Transformation 
Chancen und Herausforderungen, wie 
den stetig wachsenden Bedarf an digitalen 
Fähigkeiten und Talenten, mit sich bringt. 
Zudem setzen bislang erst acht Prozent 
der österreichischen Betriebe KI-Lösun-
gen in der Produktion ein und nur zwei bis 
drei Prozent der österreichischen Unter-
nehmen konnten den höchsten digitalen 
Reifegrad erreichen. Um die Chancen der 
Digitalisierung voll auszuschöpfen, muss 
Österreich den digitalen Reifegrad in der 
Industrie erhöhen.

Heidrun Strohmeyer, Koordinatorin der 
Digitalen Kompetenzoffensive im BKA, 
erläuterte in ihrem Impulsstatement, 
welche Maßnahmen gesetzt werden, um 
digitale Basiskompetenzen in der Bevöl-
kerung zu verbessern und die Zahl der 
IT-Experts zu erhöhen.

In seiner Keynote appellierte Professor 
Stefan Mangard von der Technischen 
Universität Graz, eindringlich, dass Ös-
terreich mehr IT-Talente und -Experts 
braucht, um am Standort technologische 
Innovationen voranzutreiben sowie neue 
IT-Systeme und die Produkte der Zukunft 

zu entwickeln. Um den Talent-Gap im 
IT- und Cybersecurity-Bereich zu adres-
sieren, sind enorme Investitionen, groß 
angelegte Initiativen sowie die Stärkung 
der IT-Ausbildung, von der Schule bis zur 
Universität, erforderlich.

Im Rahmen des Panels diskutierten Pro-
fessor Mangard, Maria Kirschner (Kyn-
dryl Alps), Georg Krause (msg Plaut), An-
dreas Gschwenter (Raiffeisen & École 42) 
und Viktor Sigl (KTM) die Auswirkungen 
des Fachkräftemangels auf die Industrie 
und wie es gelingen kann, den IT-Talen-
tepool in Österreich zu vergrößern. Dafür 
sind besonders neue Formate, wie die 
Programmierschule École 42 oder Gami-
fication-Ansätze in der Ausbildung, eben-
so wie Re- und Upskilling in den Unter-
nehmen und Kooperationen zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft, von hoher 
Bedeutung. Essenziell ist auch, vermehrt 
Frauen für technische Ausbildungen und 
Berufe anzusprechen und Kinder früher 
und intensiver mit MINT in Berührung 
zu bringen.

Stefan Mangard hielt die Keynote auf der Veranstaltung zur IT-Industrie.

Neue Vorsitzende in IV-Ausschüssen 
und Aktienforums-Präsidentin
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„Europa braucht starke 
Innovationskraft“
Warum braucht es im Bereich Forschung 
und Innovation mehr Investitionen?
Sabine Herlitschka: Wettbewerbsfähig-
keit im globalen Zusammenspiel hängt 
in hohem Maße von Forschung, Tech-
nologieentwicklung und Innovation ab. 
Allerdings verliert Europa an globaler 
Wettbewerbsfähigkeit. Es hinkt hinter-
her bei Kapitalinvestitionen, Produktivi-
tätswachstum sowie Forschung und Ent-
wicklung in etlichen der hoch relevanten 
Themenfeldern wie der künstlichen 
Intelligenz. Und – als Europa befinden 
wir uns in einem massiven Technologie-
Wettbewerb mit Auswirkungen auf globa-
le Märkte – nicht zuletzt durch ungleiche 
Rahmenbedingungen. Zusätzlich sind die 
Unternehmen in Österreich mit enormen 
Belastungen konfrontiert: hohe Lohnkos-
ten, Energiekosten und vergleichsweise 
hohe Steuern. Ein starkes Europa muss 
strategisch, vor allem aber offensiv in For-
schung, Schlüsseltechnologien und Inno-
vation investieren, damit wir als Europäer 
mit unserer wissenschaftlichen Exzellenz, 
Technologiekompetenz und -führerschaft 
auf den globalen Märkten erfolgreich 
sein können. Nur so wird es gelingen, die 
„Twin Transformation“, also Digitalisie-
rung und Ökologisierung voranzutreiben 
und zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit zu nutzen.

Was hat die Europäische Union dies­
bezüglich bereits geleistet, was braucht 
es in Zukunft?
Die EU hat in den vergangenen Jahren 
wichtige und richtige Zielsetzungen und 
Maßnahmen gesetzt. Bei der Umsetzung 
und Geschwindigkeit gibt es allerdings 
deutlichen Verbesserungsbedarf. Das 
EU-Forschungsquotenziel von drei Pro-
zent wurde erneuert, aktuell steht man 
allerdings bei 2,2 Prozent bzw. 352 Mrd. 
Euro pro Jahr. 2021 wurden wir von China 
überholt und sind weit weg von den USA. 
Zukunftsgerichtete Maßnahmen zur Stär-
kung von F&E und Produktion sind nach 
wie vor zu wenig in den EU-Budgets ent-
halten. In Zukunftsbereichen darf nicht 
der Sparstift angesetzt werden. Das steht 
in keinem Widerspruch zu Investitionen 
in Sicherheitsthemen, die voraussichtlich 
von zentraler Relevanz im EU-Budget 
sein werden.

Über das künftige EU-Forschungsrah­
menprogramm FP10 wird bereits jetzt 
diskutiert. Welche Rolle spielt es für die 
EU und die Mitgliedstaaten?
Das EU-Forschungsrahmenprogramm ist 
das größte transnationale, kooperative For-
schungsförderungsprogramm der Welt. 
Es hat nicht nur für ganz Europa, son-
dern insbesondere für uns in Österreich 

hohe strategische Relevanz und hat dazu 
geführt, dass Lösungen für große Fra-
gestellungen im Energiesystem, in der 
Mobilität, Gesundheit oder Sicherheit er-
arbeitet werden konnten. Die Förderung 
von strategischer F&E-Zusammenarbeit 
über die Grenzen der einzelnen Mitglied-
staaten sowie ein starker Binnenmarkt 
sind essenziell, um Kompetenzen in 
Schlüsseltechnologien zu stärken, robus-
te Wertschöpfungsketten aufzubauen und 
schlussendlich unseren Wohlstand auch 
für die Zukunft sichern zu können. Neben 
Zugang zu Know-how und Kompetenzen 
ist Österreich auch finanziell Profiteur des 
EU-Forschungsrahmenprogramms. Wir 
sind hier Nettoempfänger, bekommen 
also mehr zurück, als wir einzahlen. Im 
laufenden EU-Forschungsrahmenpro-
gramm Horizon Europe haben österrei-
chische Forschungsakteure, von Univer-
sitäten über Forschungseinrichtungen bis 
hin zu forschungsaffinen Unternehmen, 
schon bisher rund eine Milliarde Euro 
eingeworben.

Wo sehen Sie nun Handlungsbedarf, was 
sind die „next steps“?
Die österreichische Industrie muss den 
klaren Anspruch haben, Europa stark 
mitzugestalten. Daher haben wir die 
Task Force der Industriellenvereinigung 

zur strategischen Gestaltung der europä
ischen FTI-Politik, bei der ich den Vorsitz 
übernommen habe, auch neu aufgesetzt. 
Jetzt gilt es, unsere Erfordernisse als ös-
terreichische Industrie vorausschauend 
und deutlich in den Vorbereitungsprozess 
des neuen Forschungsrahmenprogramms 
einzubringen. Erster Punkt ist ein ambi-
tioniertes Budget von zumindest 200 Mrd. 
Euro und eine Verdoppelung der derzeiti-
gen Dotierung für Schlüsseltechnologien 
und industrielle Zukunftsbereiche. Dieses 
neue Forschungsrahmenprogramm wird 
zwar erst 2028 starten, aber die Positio-
nen von sämtlichen Akteuren entstehen 
in den nächsten Monaten und werden in 
einem komplexen Verhandlungsprozess 
zusammengeführt. Hier sind wir alle ge-
meinsam als FTI-Community gefordert!

Sabine Herlitschka ist Vizepräsidentin der IV und 
Vorstandsvorsitzende von Infineon Austria
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Mit MINT beginnt die Reise in die Zukunft
Jede zehnte Schule in Österreich ist bereits mit dem MINT-Gütesiegel ausgezeichnet und begeistert die Jugend für 
Zukunftskompetenzen. Das Unternehmensschuljahr der MINTality-Stiftung macht insbesondere Mädchen Mut und 
Lust auf Technik.

Am 10. Juni erstrahlte der große 
Festsaal im Haus der Industrie 
wieder ganz in der Farbe Mint. 
Denn Bildungsminister Mar-

tin Polaschek, Vize-Generalsekretär der 
IV Peter Koren, Vizerektor der Pädago-
gischen Hochschule Wien Norbert Kra-
ker und der Präsident der Wissensfabrik 
Österreich, Klaus Peter Fouquet, über-
reichten das begehrte „MINT-Gütesiegel 
2024–2027“ an 117 neue Bildungsein-
richtungen aus ganz Österreich, die sich 
durch begeisterndes Lernen in Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik (MINT) auszeichnen. 

In Summe verfügt Österreich damit be-
reits über 690 MINT-Kindergärten und 
MINT-Schulen. Sie öffnen der Jugend die 
Tür zu Zukunftschancen und wirken mit, 
die Wissenschaftsskepsis abzubauen und 
den Fachkräftemangel im Innovationsbe-
reich zu bekämpfen. Die rund 250 Fest-
gäste der diesjährigen MINT-Gala zeig-
ten sich besonders beeindruckt von Franz 
Viehböck, dem CEO der Berndorf AG, 
der seine Faszination für das MINT-The-
ma Weltraum mit dem Publikum teilte. 

Auch die MINTality Fair in der Stadt-
halle Ybbs an der Donau stand Ende Mai 

ganz im Zeichen von Naturwissenschaf-
ten und Technik. Die Großveranstaltung 
bildete das Abschlussevent des „Unter-
nehmensschuljahres“, eine neue Initiative 
der MINTality Stiftung, deren Ziel es ist, 
Mädchen für technische Ausbildungen 
zu gewinnen. Das Unternehmensschul-
jahr stärkt nachhaltige und regionale 
Kooperationen zwischen Unternehmen 
und Mittelschulen im Laufe eines ganzen 
Schuljahres.

Die Zielsetzung von Therese Niss, Gründe-
rin und Vorständin der MINTality Stiftung 

ist es, das breite Spektrum an MINT- 
Berufen in Österreich und weibliche MINT 
Role Models aus den Unternehmen vor 
den Vorhang zu holen. Mädchen soll da-
mit mehr Mut für MINT gemacht werden. 
250 Schüler und vor allem Schülerinnen 
präsentierten ihre Projekte. Bereits im 
nächsten Schuljahr wird die erfolgreiche 
Initiative deutlich ausgeweitet. 

Minister Martin Polaschek (li.) und IV-Vize-Generalsekretär Peter Koren (re.) überreichten die Auszeichnungen.

WEBTIPP
Mehr Informationen unter: 
unternehmensschuljahr.mintality.at
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Österreichs
Preis-Leistungs-Verhältnis in Schieflage

Die nächste EU-Kommission und die nächste österreichi-
sche Bundesregierung werden vor großen Herausforde-
rungen stehen. Europa kommt nur träge in die Wachs-
tumsphase, in Österreich stellt man sich heuer gar auf 

Nullwachstum ein. Die Europäische Union ist durch Krisen und Krie-
ge in der unmittelbaren Nachbarschaft in ihrer Rolle am Parkett der 
Weltmächte geschwächt und in kritischen Bereichen wie Gas, Roh-
stoffe und Komponenten für die Energiewende abhängig von Län-
dern wie Russland oder China. Österreich muss an seiner wirtschaft-
lichen Wettbewerbsfähigkeit arbeiten. Der Verkauf österreichischer 
Produkte und Dienstleistungen im Ausland brachte dem Land 2023 
rund 201 Milliarden Euro ein. Der Export sichert mehr als eine Mil-
lion Arbeitsplätze in Österreich und stemmt mehr als 40 Prozent der 
gesamten Wirtschaftsleistung des Landes. Der Wettbewerb auf den 
Weltmärkten wurde für österreichische Unternehmen zuletzt aber 
härter – vergleichsweise hohe Energiepreise und Arbeitskosten, im-
mer mehr Bürokratie und Schwierigkeiten, Arbeits- und Fachkräfte 
zu finden, schwächen ihre Position. 

„Das Preis-Leistungs-Verhältnis für unseren Standort stimmt nicht 
mehr, während das Leistungsangebot nach wie vor stimmt – gut aus-
gebildete Fachkräfte, sofern verfügbar, eine hohe Forschungsquote 
und eine hohe Lebensqualität –, ist die Preiskomponente in den letz-
ten Jahren drastisch gestiegen“, sagt IV-Präsident Georg Knill. Eine 
Befragung unter Mitgliedern der Industriellenvereinigung hat erge-
ben, dass mit 86 Prozent eine deutliche Mehrheit der Unternehmen 
die hohe Steuer- und Abgabenquote Österreichs als eine der größten 
Standortschwächen betrachtet. Die Abgabenquote liegt in Öster-
reich bei 43,2 Prozent der Wirtschaftsleistung und ist damit eine der 

höchsten innerhalb der Europäischen Union. „Das Ziel muss 
sein, diese Quote durch einen konsequenten Abga-

benreduktionspfad bis 2030 auf 40 Prozent 
zu senken. Wir brauchen einen Staat, 

der es arbeitenden Menschen er-
möglicht, sich etwas aufzu-

bauen“, so Knill. 

SOS-Wohlstand: Österreichische Unternehmen leiden unter sinkender Wettbewerbsfähigkeit, hohen Kosten und überbordender Bürokratie. Eine Gefahr für Wohlstand und Arbeitsplätze.

Die hohen Arbeitskosten wurden von den befragten IV-Mitgliedern mit 
91 Prozent als größte Standortschwäche Österreichs identifiziert. Das 
Land hat eine der höchsten Abgabenquoten auf Arbeit weltweit. Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zahlen rund 46,8 Prozent an Abgaben. Bei der 
Belastung des Faktors Arbeit liegt Österreich im OECD-Vergleich an 
dritter Stelle. Das ist größtenteils auf die Höhe der Lohnnebenkosten 
zurückzuführen, die aus Sicht der IV dringend gesenkt werden müssen.  

Angesichts der hohen Steuerlast sei die Einführung neuer Steuern, 
etwa auf Vermögen, kontraproduktiv und schon alleine die Dis-
kussion darüber standortschädlich, findet Knill. Umgekehrt müsse 
man sich die Ausgabenseite genauer ansehen und lange überfällige 
Strukturreformen angehen. Bis 2050 wird etwa das Pensionssystem 
das Budget kumuliert mit einer Billion Euro belasten, wenn keine 
weiteren Reformen durchgeführt werden. „Eine Billion Euro, die 
wir in Bildung, Infrastruktur und unsere Innovationskraft investieren 
könnten“, sagt der IV-Präsident, und weiter: „Länder wie Dänemark, 
Schweden oder die Niederlande machen es bereits vor Im Vergleich 
zu Österreich liegt das faktische Pensionsantrittsalter deutlich höher, 
die Pensionsausgaben im Verhältnis zum BIP niedriger und ein Pen-
sionsmechanismus sichert die Nachhaltigkeit.“

Ein weiterer Hemmschuh für Wachstum sind die zunehmenden bü-
rokratischen Belastungen geworden. „Gesetzlich vorgegebene Be-
richtspflichten haben ein Maß erreicht, das einen massiven adminis-
trativen Aufwand verursacht, der in keiner Relation zu zusätzlichem 
Informations- und Transparenzgewinn steht“, sagt die neue IV-Vi-
zepräsidentin Patricia Neumann. Damit sich Unternehmen voll auf 
Wachstum und Innovation konzentrieren können, brauche es drin-
gend die von der EU angekündigte Reduktion der bürokratischen Be-
lastung um 25 Prozent. Zudem müsse bei der Umsetzung von euro-
päischem Recht in nationales Recht darauf geachtet werden, keine 
zusätzlichen Bestimmungen aufzunehmen, die noch mehr Aufwand 
für Unternehmen bedeuten. „Der Green Deal, das große europäische 
Programm für die grüne Transformation, entspricht in der bisheri-
gen Umsetzung nicht seiner Zielsetzung, sondern ist zu einem Büro-
kratiemonster geworden. Es ist erfolgsentscheidend, dass durch den 
Green Deal nachhaltiges Handeln wirtschaftlich rentabel wird. Wir 
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Österreichs
Preis-Leistungs-Verhältnis in Schieflage

SOS-Wohlstand: Österreichische Unternehmen leiden unter sinkender Wettbewerbsfähigkeit, hohen Kosten und überbordender Bürokratie. Eine Gefahr für Wohlstand und Arbeitsplätze.

müssen den Green Deal als technologieoffenen, wettbewerbsfähigen 
Industrial Deal gestalten, der durch Nachhaltigkeit Wettbewerbsfä-
higkeit stärkt“, so IV-Vizepräsidentin Sabine Herlitschka.

Bei allen Herausforderungen hat der Wirtschaftsstandort Österreich 
aber auch deutlich sichtbare Stärken. Dazu gehört das hohe Ausbil-
dungsniveau und die damit einhergehende hohe Qualifikation von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Unternehmen. Auch die Rah-
menbedingungen für Forschung und Innovation sind nach wie vor 
ein Standort-Plus. Das sind Bereiche, in die es sich lohnt, stärker zu 
investieren, um für die Zukunft gerüstet zu sein. „Es ist wichtig, dass 
junge Menschen das Bewusstsein entwickeln, Teil der Wirtschaft 
zu sein und die Fähigkeiten erlernen, sich selbstbestimmt in diesem 
System zu bewegen“, sagt Neumann. Die aktuellen PISA-Erhebun-
gen zeigen allerdings, dass etwa 17 Prozent der Schülerinnen und 
Schülern grundlegende Kompetenzen in der Finanzbildung fehlen. 
Die Ergebnisse der Schuldnerberatung und Umfragen bei Jugend-
lichen zeigen, dass Wirtschafts- und Finanzbildung notwendig und 
gewünscht ist. „Wirtschaftsbildung ist auch Basis dafür, richtige Ent-
scheidungen im Rahmen der eigenen Finanzen zu treffen und Eigen-
verantwortung für den eigenen Wohlstand und die eigene finanzielle 
Situation zu übernehmen“, betont Neumann. Herlitschka ergänzt 
in diesem Zusammenhang: „Seit der Covid-Pandemie hat der Staat 
viele Aufgaben übernommen. Wir müssen wieder zu Tugenden wie 
Leistung und Eigenverantwortung zurückkehren. Das sagen nicht 
nur wir, sondern viele unserer Mitarbeitenden sind tagtäglich stolz 
auf ihre Leistungen. Der Vollkasko-Staat, der Eigeninitiative und 
Risikobereitschaft hemmt, muss dringend reformiert und Unterneh-
mertum wieder positiv verankert und gestärkt werden.“

Österreich stehen insgesamt in den kommenden Monaten und Jahren 
einige Reformen bevor, um auf den Weltmärkten wettbewerbsfähig 
sein zu können. „Gleichzeitig braucht das exportorientierte Land 
aber auch eine aktive EU-Handelspolitik als Türöffner. Dazu ge-
hört die Umsetzung fairer Handelsabkommen auf Augenhöhe“, sagt  
IV-Vizepräsident F. Peter Mitterbauer. Und abschließend: „Unsere 
Industrie und Wirtschaft ist so vielseitig – wir sollten stolz sein und 
sie fördern, anstatt sie durch unnötige Hindernisse zu behindern.“ 

„Wettbewerbs-
fähigkeit durch 
Erhöhung der 
Produktivität 
sichern“
Georg Knill wurde am 6. Juni für eine 
zweite Amtszeit als Präsident der IV wie-
dergewählt. Im Interview erklärt er, wo-
rauf er in den nächsten vier Jahren den 
Fokus legen will.

Ihre erste Amtszeit als IV-Präsident war 
von Herausforderungen geprägt. Von der 
Corona-Pandemie über den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine bis hin 
zu hohen Energiepreisen und hoher 
Inflation – wie ging es Ihnen damit?
Georg Knill: Als ich das Amt 2020 über-
nahm, waren die Rahmenbedingungen al-
les andere als gewöhnlich. Krisen wie die 
Covid-Pandemie waren beispiellos. Be-
vor eine Krise bewältigt war, kamen neue 
dazu. Es war aber von Anfang an klar, dass 
wir alle am selben Strang ziehen müssen, 
um diese Krisen zu überstehen und wieder 
gute Rahmenbedingungen in Österreich 
schaffen zu können. Die Verantwortung 
dafür lag bei uns allen  – von der heimi-
schen Politik über die Unternehmerinnen 
und Unternehmer bis hin zur österreichi-
schen Bevölkerung. Der lösungsorien-
tierte Ansatz alleine war aber nicht immer 
zielführend. Die Herausforderungen der 
letzten vier Jahre waren grenzüberschrei-
tend. Sie haben nicht nur den Standort 
Österreich, sondern auch Europas Wett-
bewerbsfähigkeit eingeschränkt. Die ho-
hen Energiepreise haben sowohl die hei-
mische als auch die europäische Industrie 
besonders hart getroffen. In Zeiten wie 
diesen muss man den Menschen bewusst 
machen, dass die Industrie ein wichtiger 
Partner ist, um den Wohlstand zu erhalten 
aber auch Innovation, Fortschritt, Klima-
wandel und Digitalisierung vorantreiben 
zu können. Darauf haben wir besonders 
großen Wert gelegt und die Kommunika-
tion in Krisenjahren aus meiner Sicht gut 
gemeistert. Unser Ziel war und ist es, dass 
Österreich zu den Besten gehört. Und die-
sen Pfad werden wir weiterhin entschlos-
sen verfolgen.

Georg Knill, IV-Präsident

Was sind Ihre Ziele für die zweite Amts­
zeit und welche Herausforderungen 
sehen Sie auf die Industrie zukommen?
Österreichs Wirtschaft und Industrie müs-
sen wieder wettbewerbsfähig werden. Be-
sonders wichtig ist es, die Kostenseite in 
Griff zu bekommen, wie beispielsweise 
durch die Senkung der Lohnstückkosten. 
Es ist höchste Zeit, auch unbequeme Din-
ge anzugehen. Eine Pensionsreform und 
eine Arbeitsmarktreform sind dringend 
notwendig. Wir müssen über ein degres-
sives Arbeitslosengeld reden. Außerdem 
muss das Thema Energiediversifizierung 
in Österreich fokussierter angegangen 
werden. Die geopolitischen Entwicklun-
gen haben die Energieversorgungssicher-
heit stark beeinflusst. Um besser auf Krisen 
vorbereitet zu sein, sollten wir Energie-
partnerschaften mit anderen Ländern 
eingehen. Ich bin auch für die Beschleu-
nigung der Genehmigungsverfahren für 
einen raschen Ausbau von erneuerbaren 
Energien. Nur so können wir eine stabile 
und nachhaltige Energieversorgung si-
cherstellen. Wir müssen auch weiterhin in 
die grüne Transformation investieren und 
die Industrie als Treiber für Klimaschutz-
ziele unterstützen. Unsere Technologien 
und die Innovationsfähigkeit sind dabei 
essenzielle Stärken, die wir ausbauen und 
fördern müssen. Endlich muss auch das 
Thema Bürokratie angegangen werden, 
denn es bereitet der Industrie seit vielen 
Jahren große Kopfschmerzen. Unterneh-
men werden durch Berichtspflichten stark 
belastet. Zudem könnten sich die politi-
schen Rahmenbedingungen in Österreich 
nach den Wahlen ändern. Hierfür müssen 
wir mit allen Parteien im Dialog bleiben, 
um eine stabile und planbare Wirtschafts-
politik sicherzustellen. 

Welche politischen Maßnahmen würden 
Österreichs aber auch Europas Stellung 
im globalen Wettbewerb aus Ihrer Sicht 
weiterbringen?
Dafür sind gezielte Maßnahmen erforder-
lich. Zunächst ist ein robuster europä
ischer Binnenmarkt essenziell. Dies um-
fasst den Abbau von Handelsbarrieren, 
die Vereinfachung grenzüberschreitender 
Dienstleistungen und die Schaffung einer 
Kapitalmarktunion, um wirtschaftliches 
Wachstum zu fördern. Ebenso entschei-
dend ist eine aktive Außenwirtschafts-
politik. Der Ausbau von Handelsverträgen 
und die Stärkung Europas in sicherheits-
politischen Fragen sind wesentlich für den 
langfristigen Wohlstand. Es ist wichtig, 
eine Balance zwischen wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit und umweltpolitischer 
Verantwortung zu finden. Der Green Deal 
sollte zu einem Wachstumsdeal weiter-
entwickelt werden, der die Industrie 
unterstützt und gleichzeitig ökologische 
Ziele verfolgt. Um übermäßige Regu-
lierungen und hohe Energiekosten zu 
reduzieren, bedarf es eines Umdenkens 
in der EU-Gesetzgebung, mit einem kla-
ren Fokus auf die Wettbewerbsfähigkeit. 
Ein umfassender, proaktiver Rahmen für 
eine neue europäische Industriepolitik 
ist erforderlich. Langfristig kann Europa 
seine Wettbewerbsfähigkeit nur durch 
eine Erhöhung der Produktivität sichern. 
Dies erfordert Investitionen in Forschung, 
Technologieentwicklung und Innovation. 
Besonders wichtig ist die strategische Zu-
sammenarbeit auf europäischer und inter-
nationaler Ebene, um die technologische 
Führungsposition Europas zu stärken und 
die Beteiligung heimischer Unternehmen 
an EU-Initiativen zu fördern.
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MINT-WORK-
SHOPS FÜR 
SCHÜLER
Hochbegabte Studierende 
aus der Ukraine bieten Schü-
lerinnen und Schülern der 
Oberstufe kostenlos Work-
shops an:

•	 5.–16. August 2024: Discover AI: 
Machine Learning & Computer 
Vision (Wien, Ilona Tylevna)

•	 19.–30. August 2024: Introduction 
to AI and Natural Language Proces-
sing (Linz, Mykhailo Barabash)

•	 19.–30. August 2024: Python 
Programming with Applications 
in Astronomy (Wien, Iryna 
Hontsovska)

Die Workshops sind Teil des mit 
6.000  Euro dotierten IV-MINT-Sti-
pendiums für High-Potentials aus 
der Ukraine. Die Ukrainerinnen und 
Ukrainer studieren derzeit an der 
TU Wien, der Uni Wien und der Uni 
Linz und haben renommierte Wissen-
schaftswettbewerbe gewonnen.

Anmeldungen sind noch bis Ende 
Juli möglich, Rückfragen bitte an 
highpotentials@iv.at. Das IV-Stipen-
dium wurde 2023 mit Universitätspro-
fessor Michael Eichmair initiiert. Fo
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ÖGF-Symposium: Forschungsquote 
auf 4 Prozent erhöhen
Im Haus der Industrie fand das Symposium „Forschungsförderung in Österreich“ der Österreichische 
Forschungsgemeinschaft (ÖFG) in Kooperation mit der Industriellenvereinigung statt.

Nach der Eröffnung durch den 
Präsidenten der ÖFG und Vize-
kanzler a. D. Reinhold Mitter-
lehner und IV-Generalsekretär 

Christoph Neumayer sowie wichtigen Im-
pulsen von Bundesminister Martin Kocher 
(BMAW), Brigitte Ecker (WPZ Research), 
Henrietta Egerth (FFG), Thomas König 
(FORWIT-Rat) und Christof Gattringer 
(FWF) wurde in drei Paneldiskussionen 
aus den Perspektiven Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft zu unterschiedlichsten As-
pekten des Status quo wie künftigen Hand-
lungserfordernissen in der Österreichi-
schen Forschungsförderung diskutiert. 

Wichtige Kernbotschaften waren unter 
anderem, dass es – gerade vor den Regie-
rungsverhandlungen  –ein starkes Mitei-
nander in der FTI-Community (Wissen-
schaft, Wirtschaft, Politik und Verwaltung) 
braucht, um Forschung, Technologie und 
Innovation (FTI) einen hohen Stellen-
wert zu geben. Ebenso gilt es, einen klaren 

Budget-Wachstumspfad zu verfolgen und 
den Fonds Zukunft Österreich zu sichern 
sowie auszubauen, um eine Forschungs-
quote von mindestens vier Prozent bis 2030 
zu erreichen.

Auf dem Panel mit Politik und Verwaltung 
war, neben der Abgeordneten zum Natio-
nalrat Martina Künsberg-Sarre (Neos), 
Gruppen- und Abteilungsleiter Stefan 
Riegler (BMAW), Sektionschefin Henri-
ette Spyra (BMK) und Sektionschefin Bar-
bara Weitgruber (BMBWF), die IV durch 
Bereichsleiterin Isabella Meran-Waldstein 
vertreten. Sie hob dabei wichtige FTI-
Themen wie insbesondere den Standort-
vorteil FTI-Policy-Mix mit direkter For-
schungsförderung und Forschungsprämie 
sowie thematischen und themenoffenen 
Maßnahmen, den erforderlichen Steige-
rungspfad bei den zentralen FTI-Budgets 
und die weitere Sicherung der Transfor-
mationsoffensive und des Fonds Zukunft 
Österreich hervor. 

Anfang Mai fand der Kick-off 
für die an der Wirtschaftsuni-
versität Wien (WU) erstma-
lige Lehrveranstaltung über 

Interessenvertretung und Lobbying im 
Wirtschaftsrecht statt. Unter der Leitung 
von IV-Bereichsleiter Alfred Heiter und 
IV-Syndikus Philip Aumüllner wird in 
vier Themenblöcken ein breiter Bogen ge-
spannt – von den geschichtlichen Ursprün-
gen des Lobbyings über Stakeholder- und 
Issue-Management sowie Government 
Relations bis hin zu den Techniken des 
Lobbyings. 

Die Studierenden werden damit in die Lage 
versetzt, eine Corporate Political Strategy 
anhand eines konkreten Fallbeispiels zu 
entwickeln und damit einen kompletten 
Public-Affairs-Zyklus auf nationaler und 
europäischer Ebene zu durchlaufen. Dabei 
werden stets ethische Implikationen der 
Gestaltung politischer Entscheidungen 
mitgedacht. Zur Betonung der Meinungs-
pluralität in der Interessenvertretung be-
richteten in der Lehrveranstaltung auch 
Vertreter anderer Stakeholder und Insti-
tutionen als Gastvortragende über ihre Er-
fahrungen und Ansätze.

WU-Lehrveranstaltung über Interessen
vertretung im Wirtschaftsrecht

IV-Bereichsleiterin Isabella Meran-Waldstein 
am Podium.

IV-Bereichsleiter Alfred Heiter und IV-Syndikus 
Philip Aumüllner.

WEBTIPP
Weiterführende Informationen: 
https://www.oefg.at/event/for-
schungsfoerderung-in-oesterreich

Spendenbegünstigung für Bildungseinrichtungen
Das Gemeinnützigkeitsgesetz eröffnet neue Wege: Bildungs- und Forschungseinrichtungen 
profitieren von erweiterten Spendenbegünstigungen.

Vor sechs Monaten trat das neue Ge-
meinnützigkeitsgesetz in Kraft. 

Durch die umfassende Ausweitung der 
Spendenbegünstigung haben nun auch 
Bildungseinrichtungen, Bildungsinitia-
tiven und -stiftungen Zugang zu diesem 
Steuervorteil erhalten. Erstmals können 
sie ihre Zuwendungen steuerlich geltend 
machen, was längerfristig eine deutliche 
Steigerung des Spendenaufkommens er-
warten lässt. Allein im Bildungsbereich 

werden zusätzliche Mittel von 50  Mio. 
Euro pro Jahr dank der Reform erwartet.

Für den gemeinnützigen Stiftungssektor, 
insbesondere Bildung und Forschung, 
brachte das Gesetz deutliche Verbes-
serungen: Zuwendungen können nun 
über insgesamt zehn Jahre steuerlich ge-
winnmindernd eingesetzt werden. Zu-
dem ist die bisherige Obergrenze von 
500.000  Euro gefallen. Durch das Ge-

meinnützigkeitspaket wurden optimale 
Rahmenbedingungen für mehr zivilge-
sellschaftliches Engagement geschaffen.

Alle Details zum Gemein-
nützigkeitsreformgesetz 
finden Sie im Spenden- 
bericht 2023: 
www.fundraising.at/
services/#Wissenswertes

Aktuelles in Kürze
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DIE WIRTSCHAFT 
UND DAS KLIMA
Was uns der Umbau des Energie-
systems kostet und wer das bezahlt 
(Spoiler: die Wirtschaft)

Bis 2030 sollen die Emissionen der EU um 55 
Prozent gesenkt werden. 20 Jahre später soll 
sie sogar klimaneutral sein. Dass diese Ziele 
ambitioniert sind, wussten wir von Anfang 
an. Was jedoch viel zu wenig bedacht – oder 
bewusst ignoriert  – wurde, sind die Inves-
titionskosten. Laut dem letzten Bericht 
der Europäischen Beobachtungsstelle für 
Klimaneutralität haben wir 2022 ein Inves-
titionsdefizit von rund 400 Mrd. Euro allein 
im Energie-, Gebäude- und Verkehrssektor 
erlebt. Wollen wir das Klimaziel 2030 er-
reichen, müssten wir unsere Investitionen 
in diesen Bereichen auf 800 Mrd. Euro pro 
Jahr verdoppeln.

Woher soll das Geld dafür kommen? Ant-
wort: Es muss erst einmal verdient wer-
den! Als Unternehmerin leuchtet das ein. 
Aber offensichtlich sehen das nicht alle so, 
anders ließen sich so manche Gesetzge-
bungsakte der letzten Jahre nicht erklären. 
Wenn wir den Wirtschaftsstandort durch 
überbordende Bürokratie unattraktiv ma-
chen und somit laufend an Wirtschaftsleis-
tung verlieren, brauchen wir uns am Ende 
nicht wundern, wenn kein Geld mehr für 
die Transformation übrig bleibt. Von einem 
Wohlstandsverlust ganz zu schweigen. Und 
das Klima haben wir dann nebenbei auch 
nicht gerettet.

Die Industrie (und die damit verbundenen 
Dienstleistungen) trägt maßgeblich zur fi-
nanziellen Stärke Europas bei. Durch sie 
können wir uns die Transformation erst 
leisten, dafür muss endlich ein Bewusstsein 
geschaffen werden.

Neben einem sinnvollen Klimafahrplan 
benötigen wir also dringend einen ebenso 
durchdachten Wirtschaftsfahrplan. Im bes-
ten Fall gehen diese beiden Pläne Hand in 
Hand.

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

Club1031: Transformation 
durch GreenTech-Innovationen 
Ein neues Positionspapier des Club1031 beleuchtet 
notwendige Schritte für die Transformation 
zu mehr Nachhaltigkeit.

Der Club1031 setzt sich seit Beginn 2023 intensiv 
mit dem Thema Green Tech auseinander. Wäh-
rend dieses Zeitraums wurden Vertreter der 
Industrie, der Startup-Szene und von NGOs zu 

den monatlich stattfindenden Clubabenden in das Haus der 
Industrie eingeladen, um verschiedene Perspektiven und 
Lösungsansätze zu erörtern. Dabei wurde deutlich, dass die 
globale Klimakrise nur durch einzelne staatliche Initiativen 
und Aufrufe zu Veränderung nicht zu meistern sein wird.

Ideologisch geprägte Forderungen nach einem geringe-
ren Wirtschaftswachstum mindern lediglich den Einfluss 
Europas und liefern damit keinen signifikanten Beitrag zur 
Problemlösung auf globaler Ebene.

Die Transformation zu einer nachhaltigen Welt und Wirt-
schaft kann nur durch unternehmerisches Handeln in Form 
von technischer Innovation in den Bereichen Green Tech 
und Geschäftsmodellreformen wie neue Modelle der Kreis-
laufwirtschaft erreicht werden.

Ein Positionspapier stellt die Zusammenfassung der ge-
wonnenen Erkenntnisse des Club1031 dar.

Erkenntnisse
1. Drei Planeten bis 2040: Eine unhaltbare Entwicklung

Seit 1970 hat sich die Ressourcenverwendung weltweit 
verdreifacht. Unsere derzeitigen Konsum- und Produk-
tionsmuster sind nicht nachhaltig. Schätzungen zufolge 
benötigen wir bei keiner Änderung unseres derzeitigen Le-
bensstils bis 2040 die Ressourcen von drei Planeten. 

2. Steigerung der Recyclingquote auf 80 bis 90 Prozent
Ein zentraler Ansatzpunkt zur Reduktion unseres Ressour-
cenverbrauchs ist das Recycling. Derzeit liegt die globale 
Recyclingquote bei nur 25 bis 30 Prozent. Um die nach-
haltige Nutzung unserer Ressourcen sicherzustellen, ist 
die Steigerung der Recyclingquote auf 80 bis 90 Prozent 
notwendig. Dies erfordert sowohl technologische Innova-
tionen als auch die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle, 
die eine effiziente und wirtschaftlich tragfähige Kreislauf-
wirtschaft ermöglichen.

3. Bis 2040 2,1 Trillionen Dollar CapEx-Investment
Die Transformation zu einer nachhaltigen und ressour-
ceneffizienten Wirtschaft ist eine gewaltige Aufgabe, die 

enorme finanzielle Mittel benötigt. Wie aktuelle Berech-
nungen zeigen, wird bis zum Jahr 2040 ein Kapitalaufwand 
(CapEx) von rund 2,1 Trillionen Dollar notwendig sein, um 
die erforderlichen Infrastrukturen und Technologien zu 
entwickeln und zu implementieren. Angesichts der Höhe 
dieser Summe ist es international schwer vorstellbar, dass 
dieser Betrag ausschließlich durch Staaten koordiniert auf-
gebracht werden kann. Es bedarf signifikanter Impulse aus 
der Wirtschaft. 

4. Innovation im Bereich Green Tech
Die Erreichung dieser Ziele setzt umfassende Innovationen 
voraus. Technische Weiterentwicklungen, insbesondere im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Energieeffizienz 
und des Ressourcenschutzes sind ebenso unerlässlich wie 
neue Geschäftsmodelle. Die Kreislaufwirtschaft bietet 
hierbei große Chancen. Forschung und Entwicklungen 
im steirischen Green Tech Valley sowie Unternehmen wie 
Saubermacher und refurbed zeigen eindrucksvoll, wie 
technologische Neuerungen und moderne Geschäftsmo-
delle zur Reduktion des Ressourcenverbrauchs und zur 
nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung beitragen. Unterneh-
men müssen neue Ansätze entwickeln, um Wertstoffe län-
ger im Wirtschaftskreislauf zu halten und die Abhängigkeit 
von Primärressourcen zu verringern.
 
Schlussbemerkung
Abschließend möchten wir auf ein inspirierendes Beispiel 
hinweisen. Dieses zeigt, dass selbst unter schwierigsten Be-
dingungen Fortschritte möglich sind. Bei unserem letzten 
Clubabend legte der stellvertretende ukrainische Ener-
gieminister eindrucksvoll dar, wie die Ukraine trotz der 
Belastungen durch den Krieg ihre grüne Transformation 
vorantreibt. Der Wille zur Veränderung und der Einsatz mo-
derner Technologien selbst in Krisenzeiten können Früchte 
tragen. Es liegt an uns allen, diese Beispiele zu nutzen, um 
weltweit die notwendigen Veränderungen einzuleiten.

Gelungenes JI-Sommer
wochenende
Mitglieder aus ganz Österreich kamen zur zweiten 
Auflage des Events nach Zell am See.

Ende Juni verbrachte die Junge Industrie ein ge-
meinsames Wochenende mit vielseitigem Pro-
gramm in Salzburg. Den Auftakt machte eine 
Betriebsbesichtigung bei der Firma Hagleitner, 

einem Familienunternehmen, das sich in 50 Jahren zum 
Spezialisten für Hygieneprodukte entwickelt hat. Am 
Firmensitz in Zell am See wird nicht nur produziert, son-
dern auch geforscht, entwickelt und in der hauseigenen 
Akademie angewandt. Einer kurzen Abkühlung im See 
folgten ein gemeinsames Abendessen sowie ein informel-
ler Ausklang.

Am zweiten Tag stand die sportliche Betätigung im Vor-
dergrund. Die JI-Mitglieder und deren Familien hatten die 
Möglichkeit, an einer Wanderung teilzunehmen, um die 
Natur rund um Zell am See genießen zu können. Das Ziel 

der Wanderung 
waren die Hoch- 
gebirgsstauseen 
Kaprun, das Herz 
der österreichi
schen Wasser-
kraft. Für beson-
ders motivierte 
Mitglieder führte 
die Wanderung weiter auf verschneite Gipfel mit atembe-
raubender Aussicht. Die malerische Landschaft und frische 
Bergluft sorgten für eine belebende Erfahrung.

Beim gemeinsamen Abendprogramm sowie dem abschlie-
ßenden Frühstück hatten die Mitglieder die Möglichkeit, 
sich auszutauschen und zu vernetzen.

WEBTIPP
Mehr Informationen unter: www.club1031.at
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Industrie enorm unter Druck
Nachhaltige Veränderung des Umfeldes in Europa und Österreich führt zur Fortsetzung des Abwärtstrends –  
Industriestandort verliert an internationaler Wettbewerbsfähigkeit – Hauptgründe Arbeitskosten, Energiekosten,  
Überregulierung und Fachkräftemangel – Nächste Bundesregierung hat enormen Handlungsbedarf,  
um die Abwanderung der Industrie zu stoppen.

Vor zwölf Monaten stand der 
Industrieempfang 2023 unter 
dem Motto „Industrie – Euro-
pa – Zukunft“ und der Titel 

der Pressekonferenz lautete „Quo Vadis 
Industrie“. Ein Jahr später haben sich die 
Rahmenbedingungen für Europa wei-
ter verschlechtert, und die Industrie in 
Österreich hat durch enorme Personal-
kostensteigerungen zusätzlich einen Kos-
tenrucksack zu tragen, der die Wettbe-
werbsfähigkeit weiter reduziert.

Im Wahljahr 2024 mit der im Herbst an-
stehenden Nationalratswahl sind auch 
weiterhin keine standortpolitischen Fort-
schritte zu erwarten. Auch der alte (und 
kranke?) Mann Europas, Deutschland, 
wird wohl erst nach der nächsten Wahl 
einen Umschwung einleiten. „Wann ge-
lingt die Industriewende?“, fragte sich der 
Präsident der Industriellenvereinigung 
Oberösterreich (IV-OÖ), Stefan Pierer im 
Rahmen einer Pressekonferenz vor dem 
Industrie-Empfang. Mit jedem Monat fal-
len Österreich und Europa im Vergleich 
zu den USA und China weiter zurück, 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze gehen 
verloren, Verlagerungen finden statt. „Es 
ist besser das Dach zu reparieren, wenn 
die Sonne scheint. Jetzt können wir noch 
aus einer Position der Stärke agieren“, be-
tonte Pierer. „Die Fahrzeug- und Maschi-
nenbauindustrie sind die dominierenden 
Stärkefelder Österreichs und ganz Euro-
pas. Gerade in diesen Schlüsselbranchen 
kommt aus China enorme Konkurrenz 
auf uns zu, die bei Qualität und Produk-
tivität aufgeschlossen hat – bei deutlich 
niedrigeren Kosten und wesentlich hö-
heren Jahresarbeitszeiten. Während an 
meinen Standorten im Unternehmen 
in Österreich 1.626 Stunden im White-
Collar- und 1.580 im Blue-Collar-Sektor 
jährlich in Vollzeit gearbeitet wird, sind 
es in China 2.573 bzw. 3.500 und in Indien 
2.456 sowie 2.916 Stunden“, betont Pie-
rer. „Wir sind nicht mehr um das besser, 
was wir teurer sind.“

Aktuelle Zahlen des Industriewissenschaft-
lichen Institutes belegen, dass es für das In-
dustrieland Oberösterreich und damit für 
ganz Österreich um enorm viel geht:

•	 27 Prozent der Bruttowertschöp-
fung und der Beschäftigten in der 

Sachgüterindustrie Österreichs stam-
men aus Oberösterreich.

•	 In Oberösterreich beschäftigt die Indus-
trie und ihre industrienahen Dienstleis-
tungsunternehmen 440.000 Mitarbeiter.

•	 Jeweils über 60 Prozent der in OÖ aus-
bezahlten Arbeitnehmerentgelte und 
der Investitionen gehen auf Industrie 
und industrienahe Dienstleistungen 
zurück.

•	 77 Prozent der F&E-Ausgaben kommen 
in OÖ vom Unternehmenssektor und da-
mit zum allergrößten Teil von Industrie 
und industrienahen Dienstleistungen.

•	 Österreichweit sichert die oö. Industrie 
und ihre industrienahen Dienstleis-
tungsunternehmen direkt, indirekt und 
induziert eine Million Arbeitsplätze.

Warnsignale nicht ignorieren
Der heimische Industriestandort steht 
enorm unter Druck. Während Europa im 
Vergleich zu den USA und China zurück-
fällt, verliert Österreich innerhalb Europas 
zusätzlich durch die stark steigenden Per-
sonalkosten in Verbindung mit einer seit 
Jahren laufenden schleichenden Arbeits-
zeitverkürzung an Wettbewerbsfähigkeit. 
„Es braucht wieder eine Diskussion über 
Leistung, Arbeitszeit, Steuerbelastung und 
damit darüber, woher unser Wohlstand 
kommt. Eine Ignoranz aller Warnsignale 
wäre fatal für unseren Standort“, so Pierer. 

In Österreich hat sich die Arbeitsproduk-
tivität seit 2010 kaum verbessert, nur in 
Italien, Luxemburg und Griechenland 
war die Entwicklung noch schlechter. 
Gleichzeitig hat sich das BIP pro Kopf 
laut Agenda Austria seit 2019 mit minus 
1,7 Prozent sogar verringert. Österreich ist 
somit ärmer geworden und damit Schluss-
licht im EU-Vergleich. „Wenn immer mehr 
Menschen immer kürzer arbeiten und bei 
höherer Lebenserwartung und längeren 
Ausbildungszeiten trotzdem Anfang 60 in 
Pension gehen, wird unmittelbar klar, dass 
das keine gesunde Entwicklung für den 
Industriestandort, aber auch nicht für die 
Finanzierung des Sozial- und Pensions-
systems Österreichs darstellt. Es muss sich 
jetzt rasch etwas ändern“, betonte Pierer.

Personalkosten als Megathema
Die traditionelle Live-Befragung im Rah-
men der Ordentlichen Vollversammlung 
der IV-OÖ, an der ca. 120 Eigentümer, 

Vorstände und Geschäftsführer von Leit-
betrieben des Landes teilgenommen 
haben, brachte ein ungeschöntes und er-
nüchterndes Bild über die aktuelle Lage in 
der Industrie.

Satte 92 Prozent schätzen die Wettbe-
werbsfähigkeit Europas im Vergleich zu 
USA und China geringer ein. Europa ver-
liert immer mehr an Bedeutung beim An-
teil am Welt-BIP und ist für die zentralen 
Herausforderungen bei Sicherheit, Ener-
gieversorgung oder Digitalisierung nicht 
gut genug aufgestellt.

Der wirtschaftliche Ausblick für die 
nächsten zwölf Monate bleibt sehr ver-
halten: Nur 15 Prozent der Firmenchefs 
sehen eine Verbesserung und 40 Prozent 
ein Gleichbleiben der wirtschaftlichen 
Lage, jedoch 44 Prozent sogar eine weite-
re Verschlechterung. Mit einer Zweidrit-
telmehrheit weiterhin sehr positiv ist die 
Einschätzung, dass der Standort Ober-
österreich im Bundesländervergleich als 
besser einzuschätzen ist. Im aktuellen 
Regional Competitiveness Index der 
Europäischen Kommission liegt Oberös-
terreich erstmals unter den Top-20-Indus-
trieregionen Europas.

Hauptproblem Personalkosten
Als mit Abstand größtes Problem und 
größte Herausforderung für die nächsten 
fünf Jahre werden mit 92 Prozent die stark 
gestiegenen Personalkosten gesehen. 
Dieses Thema überschattet bei Weitem 
alle anderen Themenfelder. Das Finden 
qualifizierter Mitarbeiter, welches das 
größte Problem der letzten sieben Jahre 
war, ist in der aktuellen Situation für die 
Betriebe nur noch ein Nebenthema, wäh-
rend das Thema Leistungsbereitschaft 
der Mitarbeiter (Work-Life-Balance, 
Trend zu Teilzeit) deutlich an Bedeu-
tung zugelegt hat und mit 63 Prozent auf 
Platz zwei der größten Herausforderun-
gen steht. Ebenfalls 63 Prozent erreicht 
das Thema Verwaltungsaufwand und 
Behördenverfahren. 

Welche Maßnahmen soll die Politik 
ergreifen, damit der Standort Öster-
reich wieder wettbewerbsfähig wird? 
Bei dieser Frage besteht ein breiteres 
Antwortspektrum mit mehreren hoch 
eingestuften Maßnahmen: Höchste 

Priorität hat die Senkung der Steuern 
und Lohnnebenkosten. Weitere wichti-
ge Maßnahmen sind Investitionen in die 
Infrastruktur (Straße, Schiene, Energie, 
Breitband), der Bürokratieabbau und die 
Digitalisierung und Modernisierung aller 
Prozesse der öffentlichen Hand sowie 
eine MINT-Offensive und Entlastungen 
bei Energiekosten und die Sicherstellung 
der Energieversorgung.

Standortoffensive auf Landes-  
und Bundesebene 
„Die Umfrage unter den Firmenchefs der 
Leitbetriebe Oberösterreichs bestätigt 
mehr als deutlich, wie notwendig eine 
Standortoffensive ist, um den Abfluss von 
Wertschöpfung und Arbeitsplätzen aufzu-
halten. Auf Landesebene müssen wir mit 
Nachdruck jene Bereiche forcieren, die 
regional bestens gestaltbar sind – näm-
lich die Qualität der Schulausbildung und 
das MINT-Angebot, die Qualifizierung 
für den Arbeitsmarkt, Innovations- und 
Forschungsinitiativen, die Hochschulent-
wicklung oder den Infrastrukturausbau. 
Dazu kommen ein geordneter Landes-
haushalt mit Schuldenbremse und digi-
talisierte Verwaltungsprozesse. Die Bun-
desebene hat den zentralen Hebel in der 
Hand, bei Steuern und Lohnnebenkosten 
große Entlastungsschritte zu setzen und 
die Bürokratie massiv zu reduzieren“, 
forderte IV-OÖ-Geschäftsführer Joachim 
Haindl-Grutsch. „Eine Standortoffensive 
ist unausweichlich. Die Alternative wäre 
die Fortsetzung der Deindustrialisierung 
und damit des Wohlstandsverlusts.“

„Österreich und Europa sollten jetzt rasch 
aufwachen, um die Industrie in Europa 
zu halten. Die notwendigen standort-
politischen Antworten auf veränderte 
globale Rahmenbedingungen müssen 
schnell und umfassend gegeben werden, 
um den weiteren Abstieg zu verhindern“, 
betonte IV-OÖ-Präsident Stefan Pierer 
abschließend.

WEBTIPP
Alle Infos finden Sie unter:
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Österreich muss einen neuen  
wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen
In seiner Keynote im Rahmen des Industrie-Empfangs analysierte IV-Chefökonom Christian Helmenstein  
die globale wirtschaftspolitische Lage und forderte nachhaltige Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit  
Europas und Österreichs.

Die europäischen Volkswirt-
schaften stehen vor erheblichen 
Herausforderungen. Besonders 
die steigenden Arbeits- und 

Energiekosten sowie die zunehmende Re-
gulierung belasten die Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie.

Während die USA ein Wirtschaftswachs-
tum von 2,3 Prozent verzeichnen und 
China mit 4,5 Prozent wächst, kämpft die 
Eurozone mit einem Wachstum von nur 
0,7 Prozent. Besonders drastisch ist die 
Situation in Österreich. Helmenstein ver-
wies auf das aktuelle IMD-Ranking, in dem 
Österreich nun um zwei weitere Plätze 
zurückgefallen ist, Österreich ist jetzt nur 
noch auf Platz 26. „Wir müssen einen neuen 

wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, 
um wieder in die Spitzengruppe vorzusto-
ßen“, forderte Helmenstein eindringlich. 
In der Rangliste der wichtigsten Volkswirt-
schaften weltweit steht die USA an erster 
Stelle, gefolgt von China. Deutschland hat 
im Vorjahr Japan überholt und steht nun 
auf Platz drei – nicht aufgrund einer her-
vorragenden Performance, sondern we-
gen der Abwertung des japanischen Yen. 
Indien steht bereits auf Platz fünf und hat 
seit 2020 das Vereinigte Königreich und 
Frankreich überholt. Ein zentrales Thema 
ist die Notwendigkeit erhöhter öffentlicher 
Investitionen. Die öffentliche Investitions-
quote in Europa ist auf unter drei Prozent 
des BIP gefallen, während sie in den USA 
bei 4,5 Prozent und in China sogar bei acht 

Prozent liegt. Diese Diskrepanz gefähr-
det die langfristige Wettbewerbsfähigkeit 
Europas. Es braucht ein Umdenken hin 
zu einem investitionsorientierten Staats-
haushalt, um die Infrastruktur zu verbes-
sern und langfristig wettbewerbsfähig zu 
bleiben. Helmenstein rief zur verstärkten 
internationalen Zusammenarbeit auf. 
Angesichts der zunehmenden globalen 
Protektionismus-Tendenzen betonte er 
die Bedeutung offener Märkte und freier 
Handelsbeziehungen. Nur durch eine en-
gere wirtschaftliche Verflechtung könne 
Europa seine Position im globalen Wettbe-
werb behaupten. Es braucht eine stärkere 
Internationalisierung anstatt Abschottung. 
Europa muss erheblich in den Ausbau digi-
taler Technologien investieren, um global 

wettbewerbsfähig zu bleiben. Während die 
USA und China in Bereichen wie Künstli-
che Intelligenz und Big Data führend sind, 
hinkt Europa hinterher. Gezielte Investi-
tionen in Forschung und Entwicklung sind 
notwendig, ebenso die Förderung von 
Startups und Technologieunternehmen.

INDUSTRIE-EMPFANG: DIE TALKRUNDE	
In einer von Nina Kraft moderierten Diskussionsrunde bestehend aus IV-OÖ-Präsident Stefan Pierer, IV-Präsident Georg Knill, Business-Europe-Generaldirektor  
Markus Beyrer, Greiner-AG-CEO Saori Dubourg und Landeshauptmann Thomas Stelzer waren sich alle Beteiligten einig, dass standortpolitische Veränderungen  
auf allen Ebenen kommen müssen. 

Beyrer betonte, dass es nach geschlagener 
EU-Wahl einer strukturellen Änderung in 
der kommenden Legislaturperiode bedarf. 
Dazu ist es notwendig, die positiven Stim-
men nun rasch in einem Programm umzu-
setzen und es im Herbst, wenn die Kom-
mission steht, rasch anzugehen. Europa 
werde die Klimaziele erreichen, jedoch 
aufgrund der Deindustrialisierung und 
nicht wegen der grünen Transformation. 
Für Unternehmen bedeutet der Green 
Deal eine Mehrbelastung von zwei Milliar-
den Euro pro Jahr seit 2022. Es braucht we-
niger Ideologie und mehr Technologieof-
fenheit. Der Green Deal war gut gemeint, 
funktioniert in der Umsetzung aber nicht.

Der Green Deal ist laut Dubourg eine gute 
Strategie, um sich in der Zukunft Wettbe-
werbsvorteile zu schaffen, jedoch braucht 
es dafür ein Umdenken in der Umsetzung. 
Die USA haben mit dem Inflation Re-
duction Act (IRA) einen Business Case, 
welchen Europa in dieser Form nicht 
hat. Die nächste Phase der EU muss sehr 
pragmatisch sein. Es braucht einen neuen 

Realismus, man muss der Industrie zuhö-
ren, was es wirklich braucht, um Wachstum 
zu erzeugen. Wohlstand besteht aus drei 
Themen: Arbeit, solide Finanzen und In-
novation. „Die Kommission muss sich nun 
neu finden, denn ein Weitermachen wie in 
der letzten Legislaturperiode steht nicht 
mehr zur Debatte“, betonte Knill. Europa 
braucht einen Wachstums-Deal. Der Bin-
nenmarkt mit 450.000 Konsumenten hat 
noch großes Potenzial und dieses Potenzial 
muss ausgeschöpft werden. Wenn Europa 
nach innen nicht funktioniert, dann kann 
es auch global keine Rolle spielen. Es be-
darf einer europäischen Wirtschaftspoli-
tik, welche Ökonomie, Soziales und Nach-
haltigkeit unter einen Hut bringt.

Stelzer zeigte auf, dass sich der Industrie-
standort Oberösterreich im Auge eines 
Hurrikans befindet. Die erste Aufgabe für 
Politik und Wirtschaft muss es sein, das Be-
wusstsein zu schärfen, dass es uns gut geht, 
aber damit es so bleibt, etwas getan wer-
den muss. Die Menschen müssen merken, 
dass sich Leistung lohnt. Mehr Bildung, 

Forschung und Innovation sind die Schlüs-
selfaktoren, um den Wohlstand zu erhalten 
und die Wettbewerbsfähigkeit wiederher-
zustellen. In Oberösterreich wird es in der 
Bürokratie eine Schlankheitskur geben. 
Europa müsse damit aufhören, der Welt 
seine Ideologien aufzuzwingen.

„Leistung muss sich lohnen“, wiederholte 
Pierer. Derzeit fördert der Staat steuerlich 

Minderleistung und verleitet die Bevölke-
rung dazu, weniger zu arbeiten. Steuer-
anreize für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
sind zwingend erforderlich. Eine Chance 
sei die Künstliche Intelligenz, die sich an 
der JKU enorm positiv entwickelt. Wenn 
Europa geopolitisch mitspielen und auf glo-
balen Märkten agieren will, dann müssen 
Handelsabkommen vorangetrieben, anstatt 
über Zölle diskutiert werden.

IV-Chefökonom Christian Helmenstein.

Stefan Pierer, Thomas Stelzer, Nina Kraft, Markus Beyrer, Saori Dubourg, Georg Knill (v. l. n. r.)
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Das war der Industrie-Empfang 2024
Der traditionelle Industrieempfang der Industriellenvereinigung Oberösterreich (IV-OÖ) ging am 18. Juni 2024 in einer  
vollbesetzen Kepler Hall am beeindruckenden neuen Campus der Johannes Kepler Universität über die Bühne.   

Im Mittelpunkt der Gespräche auf 
und abseits der Bühne stand der 
Rückfall Europas und Österreichs 
im globalen Standortwettbewerb. 

Einig waren sich IV-OÖ-Präsident Ste-

fan Pierer, die neue Greiner-CEO Saori 
Dubourg, Business-Europe-General-
direktor Markus Beyrer, Landeshaupt-
mann Thomas Stelzer, IV-Präsident 
Georg Knill sowie IV-Chefökonom 

Christian Helmenstein, dass ange-
sichts der standortpolitischen Alarm-
signale dringender Handlungsbedarf 
auf europäischer und nationaler Ebene 
besteht. „Nur gemeinsam und ohne 

Kleingeistigkeit kommen wir aus die-
ser wohlstandsbedrohenden Situation 
wieder heraus“, appellierte Pierer und 
gab sich kämpferisch: „Aufgegeben 
wird ein Brief.“
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Rektor Stefan Koch ( JKU), Vizerektor Alexander 
Freischlager ( JKU).

Andreas Klauser (Palfinger AG), F. Peter  
Mitterbauer (Miba AG).

Joachim Haindl-Grutsch (IV-OÖ), Ursula Bründl, Manuela Haindl-Grutsch, Thomas Bründl (Starlim 
Spritzguss GmbH).

Manfred Hackl (EREMA Group), Ute Hackl, Ulrike Rabmer-Koller (Rabmer Gruppe), Landesrat Markus 
Achleitner.

Rainer Roll (MIC Datenverarbeitung GmbH), Christoph Knogler (Keba Group AG), Christian Ganser 
(Robert Bosch AG).

Heinrich Schaller (Raiffeisenlandesbank OÖ), Gerald Hackl (Vivatis Holding).Jörg Theis (B&R Industrial Automation GmbH), Thilo Preß (TRUMPF Maschinen Austria GmbH).




